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Steuern zu Weihnachten vermeiden 
 
Die Vorweihnachtszeit ist auch die Zeit der betrieblichen Weihnachtsfeiern, samt allfälliger 
Geschenke für die Mitarbeiter.  
 
Grundsätzlich wären aber alle Zuwendungen an die Arbeitnehmer der Sozialversicherung und der 
Steuer zu unterwerfen. 
 
Betriebliche Weihnachtsfeier 
Betriebsveranstaltungen sind bis zu € 365,00 pro Arbeitnehmer und Jahr lohnsteuer- und 
sozialversicherungsfrei. Dabei ist zu beachten, dass alle betrieblichen Veranstaltungen eines 
Jahres zusammengerechnet werden. 
 
Weihnachtsgeschenke 
(Weihnachts-)Geschenke für Arbeitnehmer sind innerhalb eines Freibetrages von € 186,00 jährlich 
lohnsteuer- und sozialversicherungsfrei. Es muss sich dabei jedoch um Sachzuwendungen 
(Warengutscheine, Kugelschreiber, Autobahnvignetten usw.) handeln. Bargeschenke hingegen sind 
immer steuerpflichtig. 
 
Sachzuwendungen (ausgenommen Aufmerksamkeiten, wie z. B. Getränke am Arbeitsplatz, 
Blumen) sind umsatzsteuerpflichtig, sofern sie zu einem Vorsteuerabzug berechtigt haben. 
Besteht das Geschenk aus Gutscheinen, gibt es kein umsatzsteuerliches Problem, da bei deren 
Ankauf kein Vorsteuerabzug besteht und daher die Weitergabe an die Arbeitnehmer nicht 
umsatzsteuerpflichtig ist.  
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Darlehen an Mitarbeiter 
 
Ihr Mitarbeiter ist knapp bei Kasse und Sie unterstützen ihn mit einem Gehaltsvorschuss oder 
einem Darlehen?  
 
Für die Finanz wird dies interessant, wenn dieses Darlehen entweder gar nicht oder sehr niedrig 
verzinst wird. Daraus entsteht grundsätzlich ein geldwerter Vorteil für den Dienstnehmer aus dem 
Dienstverhältnis und dieser ist der Lohnsteuer zu unterwerfen. 
 
Jedes Jahr wird nun neu festgesetzt, bis zu welchem Zinssatz von einem Vorteil auszugehen ist. 
Dieser Zinssatz wird als Referenzzinssatz bezeichnet und beträgt für 2018 0,5 % p. a. Für die 
Zinsersparnis eines unverzinslichen Gehaltsvorschusses ist ein Sachbezug in Höhe von 1 % p. a. im 
Jahr 2017 und nun neu 0,5 % p. a. im Jahr 2018 des aushaftenden Kapitals anzusetzen. Falls ein 
niedrigerer Zinssatz bei der Berechnung der Zinsen zur Anwendung kommt, ist die Differenz zum 
Referenzzinssatz zu versteuern. 
 
Allerdings besteht ein Freibetrag in Höhe von € 7.300,00, sodass nur vom übersteigenden Betrag 
ein Sachbezug zu ermitteln ist. 
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Automatisch berücksichtigte Sonderausgaben 
 
Bestimmte Zahlungen für Sonderausgaben, die seit dem 1.1.2017 getätigt wurden, werden 
automatisch für die Steuererklärung 2017 erfasst. 
 
Welche Sonderausgaben betrifft es im Wesentlichen? 
 

 verpflichtende Kirchenbeiträge bzw. Beiträge an Religionsgesellschaften 
 Spenden an begünstigte Spendenempfänger und Feuerwehren (keine Spenden, die als 

Betriebsausgaben berücksichtigt werden) 
 Beiträge für freiwillige Weiterversicherungen, Nachkauf von Versicherungszeiten in der 

gesetzlichen Pensionsversicherung und vergleichbare Beiträge an Versorgungs- und 
Unterstützungseinrichtungen der Kammern der selbständig Erwerbstätigen 

 
Alle empfangenden Organisationen müssen eine feste örtliche Einrichtung im Inland haben. 
Zahlungen an bestimmte vergleichbare ausländische Organisationen, die bisher abzugsfähig 
waren, bleiben das auch weiterhin, aber sie werden nicht automatisch erfasst. Nicht automatisch 
übermittelt werden z. B. auch Steuerberatungskosten, Rentenzahlungen, Beiträge zur 
Wohnraumschaffung und -sanierung und Versicherungen (die letzten beiden sind ohnedies nur 
mehr eingeschränkt absetzbar). 
 
Was muss der Zahler beachten? 
Soll eine entsprechende Zahlung als Sonderausgabe berücksichtigt werden, müssen bei der 
Zahlung Vor-/Zuname und das Geburtsdatum exakt so angegeben werden, wie dies am 
Meldezettel ersichtlich ist, da für die Finanz sonst keine Zuordnung der Sonderausgaben zur 
Steuererklärung möglich ist. Sogenannte „Spendenerlagscheine“ stellen strukturierte 
Eingabefelder für die Identifikationsdaten zur Verfügung. 
 
Achtung: Wenn diese Daten nicht bekannt gegeben werden, kann die Zahlung grundsätzlich nicht 
als Sonderausgabe berücksichtigt werden. Es ist auch nicht möglich, den Betrag bei der 
Steuererklärung einzugeben.  
 
Betriebliche Spenden 
Bei betrieblichen Spenden sind die Identifikationsdaten (Name, Geburtsdatum) der 
Spendenorganisation nicht bekannt zu geben. Die Spende wird dann auch nicht automatisch als 
Sonderausgabe berücksichtigt. Betriebliche Spenden sind wie bisher in der Steuererklärung als 
Betriebsausgaben anzugeben, ein allfälliger Überschreitungsbetrag als Sonderausgabe.  
 
Kirchenbeiträge 
Ausgaben für Kirchenbeiträge, aber auch z. B. Zahlungen für die freiwillige Weiterversicherung 
und den Nachkauf von Versicherungszeiten, können auch abgesetzt werden, wenn diese für den 
(Ehe-)Partner oder für die Kinder des Steuerpflichtigen geleistet werden. Die Kirche kann diese 
Möglichkeit jedoch nicht für den Steuerpflichtigen bei der Übermittlung berücksichtigen. Eine von 
der Übermittlung abweichende Zuordnung kann in der Steuererklärung beantragt werden (neues 
Formular). 
 
Überprüfung und Fehlerbehebung 
In FinanzOnline wird der Zahler überprüfen können, ob und in welcher Höhe Zahlungen zu 
Sonderausgaben übermittelt wurden. Wenn eine Organisation eine Zahlung erhalten hat, aber 
keine oder falsche Beträge an die Finanzverwaltung übermittelt, muss der Zahler die Organisation 
kontaktieren, damit der Fehler behoben wird. 
 
 
Stand: 09. November 2017 

 

 



 

4 

Regelbedarfsätze 
 
Die Regelbedarfssätze werden jedes Jahr neu festgelegt. Für 2018 betragen diese für steuerliche 
Zwecke: 
 

Altersgruppe 2018 

  0 –   3 Jahre € 204,00 

  3 –   6 Jahre € 262,00 

  6 – 10 Jahre € 337,00 

10 – 15 Jahre € 385,00 

15 – 19 Jahre € 454,00 

19 – 28 Jahre € 569,00 

 
Unterhaltsabsetzbetrag 
Ein Unterhaltsabsetzbetrag kann zur steuerlichen Entlastung geltend gemacht werden, wenn der 
gesetzliche Unterhalt geleistet wird und  
 

 das Kind sich in einem Mitgliedstaat der EU, in einem EWR-Staat oder in der Schweiz 
aufhält, 

 das Kind nicht dem Haushalt des Steuerpflichtigen angehört und 
 für das Kind keine Familienbeihilfe bezogen wird.  

 
Der Unterhaltsabsetzbetrag beträgt: 
 

für das 1. Kind € 29,20 p. m. 

für das 2. Kind € 43,80 p. m. 

für jedes weitere Kind € 58,40 p. m. 

 
Wenn keine vertragliche, gerichtliche oder behördliche Festsetzung der Unterhaltsleistung erfolgt 
ist, wird der Unterhaltsabsetzbetrag nur dann zuerkannt, wenn 
 

 der vereinbarten Unterhaltsverpflichtung in vollem Ausmaß nachgekommen wurde und  
 die Regelbedarfssätze nicht unterschritten wurden. 

. 
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LEI für Wertpapiergeschäfte 
 
 
Wenn Sie als Unternehmer (juristische Personen oder eingetragene Unternehmen im Firmenbuch) 
ab 2018 Wertpapiergeschäfte, wie z. B. den Verkauf von Wertpapiere, vornehmen wollen, dann 
benötigen Sie einen sogenannten Legal Entity Identifier (LEI). Der LEI ist eine weltweit eindeutige 
20-stellige alphanumerische Referenznummer und dient am Finanzmarkt dazu, die 
Geschäftspartner eindeutig zu identifizieren und auch um bestimmte Meldepflichten zu erfüllen.  
 
Wo erhalte ich den LEI für mein Unternehmen? 
Der Unternehmer muss den LEI selbst beantragen und der Bank bekannt geben. Der LEI wird durch 
sogenannte Local Operation Units (LOUs) vergeben. WM Datenservice Deutschland ist einer der 
größten LEI-Vergabestellen Europas. Die Österreichische Kontrollbank ist Partner der WM 
Datenservice Deutschland und prüft die Anträge. Informationen zur Vergabe des LEI über diesen 
Weg finden Sie auf der Website www.wm-leiportal.org der WM Datenservice Deutschland, die ÖKB 
(Kontrollbank) informiert unter www.oekb.at/lei, eine Liste aller LEI-Vergabestellen findet sich 
unter www.leiroc.org/lei/how.htm. Auch Ihre Bank kann diesbezüglich sicher weitere 
Informationen zur Verfügung stellen. 
 
Fallen Kosten an? 
Die Vergabe eines LEI wird von den Vergabestellen nicht kostenlos durchgeführt. Informieren Sie 
sich daher vor Beantragung über die Kosten auf der Website der entsprechenden Vergabestelle.  
 
Wann muss man den LEI verlängern? 
Der LEI muss nach Ablauf eines Jahres wieder kostenpflichtig verlängert werden. 
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Urheberrecht: Sämtliche Inhalte (Texte, Bilder und Grafiken) sind urheberrechtlich geschützt. 
Die Informationen sind nur für die persönliche Verwendung bestimmt. Jede den Bestimmungen 
des Urheberrechtsgesetzes widersprechende Verwendung – insbesondere die weitergehende 
Nutzung wie beispielsweise die Veröffentlichung, Vervielfältigung und jede Form von 
gewerblicher Nutzung sowie die Weitergabe an Dritte – auch in Teilen oder in überarbeiteter 
Form – ohne ausdrückliche Zustimmung des Autors ist strengstens untersagt. 
 
Gewähr: Trotz sorgfältiger Datenzusammenstellung können wir keine Gewähr für die 
vollständige Richtigkeit der dargestellten Informationen übernehmen. 


